
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 12 KR 106/15 B 
 
L 8 KR 57/15 (Hessisches LSG) 
S 12 KR 62/14 (SG Kassel) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Bevollmächtigter: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen, 
Basler Straße 2, 61352 Bad Homburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Dezember 2015 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r   sowie den Richter   Prof. Dr.  B e r n s d o r f f  

und die Richterin   Dr.  K ö r n e r     

beschlossen: 

 

Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Frist zur Einle-

gung der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Hessischen 

Landessozialgerichts vom 21. September 2015 wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im og Beschluss des 

Hessischen Landessozialgerichts wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat gegen den seinem rechtsgeschäftlich bestellten Vertreter am 30.9.2015 zuge-

stellten Beschluss des Hessischen LSG vom 21.9.2015 mit einem von ihm selbst und von sei-

nem Bevollmächtigten unterzeichneten, am 4.11.2015 beim BSG eingegangenen Schreiben 

vom 31.10.2015 Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision eingelegt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision ist unzulässig. Die Be-

schwerde konnte, worauf der Kläger in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Beschlus-

ses ausdrücklich hingewiesen worden ist, wirksam nur durch einen beim BSG zugelassenen 

Prozessbevollmächtigten innerhalb der einmonatigen Beschwerdefrist eingelegt werden (§ 73 

Abs 4, § 160a Abs 1 S 2 SGG). Der Kläger hat schon die am 30.10.2015 abgelaufene Frist ver-

säumt. Auch ist der als Bevollmächtigter des Klägers auftretende M.                              kein nach 

§ 73 Abs 4 SGG vor dem BSG zugelassener Prozessbevollmächtigter.  

 

Dem Kläger war auch nicht Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der 

Frist zur Einlegung der Beschwerde zu gewähren. Die vom Kläger angeführte Begründung "we-

gen schwerwiegender Gesetzesverstöße und Formvorschriften" genügt nicht für eine Wieder-

einsetzung in die versäumte Antragsfrist. Anhaltspunkte dafür, dass der Kläger ohne Verschul-

den verhindert war, die gesetzliche Verfahrensfrist einzuhalten (§ 67 Abs 1 SGG), sind darin 

nicht zu erkennen. 

 

Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG durch Beschluss 

ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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